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Sitzungsbeginn: 14.02 Uhr

Die Vorsitzende, Abg. Dr. Carola Reimann
(SPD): Guten Tag meine sehr verehrten
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, liebe Gäste. Ich darf Sie und die
Vertreter der Medien recht herzlich zur
öffentlichen Anhörung „Legalisierung von
Cannabis durch Einführung von Canna-
bis-Clubs“ – ein Antrag der Fraktion DIE
LINKE. – begrüßen. Für die Bundesregie-
rung begrüße ich Frau Parlamentarische
Staatssekretärin Widmann-Mauz sowie
Frau Dyckmans, die Drogenbeauftragte der
Bundesregierung. Ich will für jene Gäste,
die das erste Mal bei einer Anhörung an-
wesend sind, das Verfahren kurz erklären.
Die Anhörung dauert insgesamt 90 Minu-
ten. Ich gebe das Fragerecht von Fraktion
zu Fraktion und jeder Abgeordnete sollte
sich darauf beschränken, eine Frage an
maximal zwei Sachverständige oder zwei
Fragen an einen Sachverständigen zu
stellen. Es beginnt die Fraktion der
CDU/CSU, dann folgen die Fraktionen
SPD, FDP, DIE LINKE. und zum Schluss
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit mög-
lichst viele Fragen gestellt und beantwor-
tet werden können, bitte ich die Sachver-
ständigen, die Antworten so knapp wie
möglich zu halten. Bitte benutzen Sie
hierzu das Mikrofon. Außerdem bitte ich
alle Anwesenden, die Mobiltelefone aus-
zuschalten.

Abg. Jens Spahn (CDU/CSU): Wenn dies
heute der Auftakt dafür ist, dass wir auch
bei Anhörungen zu wichtigen Themen wie
Pflegereform oder Patientenrechte mit
einer derart großen Medienaufmerksam-
keit rechnen dürfen, dann wäre viel ge-
wonnen und wäre den Themen angemes-
sen. Ich habe eine Frage an Prof.
Thomasius und Frau Biniok. In Deutsch-
land wird der Anteil der Menschen, die
einen problematischen Cannabiskonsum
aufweisen, derzeit auf rund 600.000 ge-
schätzt. Laut „Jahrbuch Sucht 2011“ sind
von diesen rund 220.000 cannabissüchtig.
Dies schlägt sich auch in der Anzahl der
Menschen, die eine Beratungsstelle auf-
suchen oder einen Entzugsplatz suchen,

nieder. Ihre Zahl hat sich im Zeitraum
2000 bis 2009 auf über 20.000 versechs-
facht. Im Antrag der Fraktion DIE LINKE.
wird mit Blick auf die Tole-
ranzentwicklung behauptet, die Gefahr
einer Abhängigkeit sei gering. Wie schät-
zen Sie die Gefahr einer Abhängigkeit
tatsächlich ein?

SV Prof. Dr. Rainer Thomasius: Es besteht
kein Zweifel, dass Cannabis sowohl zu
einer psychischen als auch zu einer kör-
perlichen Abhängigkeit führen kann. In
der internationalen Literatur wird belegt,
dass sich bei etwa zehn Prozent der Can-
nabiserfahrenen eine körperliche Abhän-
gigkeit entwickelt. Über 50 Prozent der
Personen, die mit einer Cannabisabhän-
gigkeit in ein Behandlungsprogramm
kommen, haben Entzugssymptome ähn-
lich denen, die bei Opiaten oder bei einer
Alkoholabhängigkeit auftreten. Zusätzlich
nehmen 19 Prozent der Cannabisabhän-
gigen Amphetamine in einem Ausmaß ein,
dass man von einer Amphetaminabhäng-
igkeit sprechen muss. Zehn Prozent wei-
sen außerdem eine Kokainabhängigkeit
auf und 25 Prozent haben ein zusätzliches
Alkoholproblem im Sinne einer Alkohol-
abhängigkeit oder eines schädlichen Al-
koholmissbrauchs. Die Evidenz für die
Feststellung, Cannabis kann abhängig
machen, ist somit hinreichend vorhanden.

SVe Hannelore Biniok: Ich kann mich den
Worten von Prof. Thomasius voll und ganz
anschließen. Es bleibt lediglich hinzuzu-
fügen, dass selbst die Befürworter einer
Legalisierung das Abhängigkeitspotenzial
sowohl in psychischer als auch in physi-
scher Hinsicht bejahen.

Abg. Angelika Graf (Rosenheim) (SPD): In
der öffentlichen Debatte werden gerne
Alkohol und Cannabis verglichen. Das
Bundesverfassungsgericht hat die Un-
gleichbehandlung von Alkohol und Can-
nabis aber damit begründet, dass es beim
Alkohol viel mehr Verwendungsmöglich-
keiten gebe, die nicht regelmäßig zu
Rauschzuständen führten, als beim Can-
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nabiskonsum, da bei Cannabis die berau-
schende Wirkung im Vordergrund stehe.
Ich möchte von Herrn Hüllinghorst und
Herrn Dr. Gaßmann wissen, ob Alkohol-
und Cannabiskonsum unterschiedlich
betrachtet werden müssen, und wenn ja,
wie dies begründet wird.

SV Rolf Hüllinghorst: Bei der Unter-
scheidung kommt es auf die Betrach-
tungsweise an. Natürlich ist Alkohol nicht
ungefährlich. Im Gegenteil, man könnte
sogar sagen, dass Alkohol hinsichtlich der
Auswirkungen genauso, wenn nicht gar
gefährlicher als Cannabis ist. Das Problem
ist, dass Alkohol eine seit Langem gesell-
schaftlich akzeptierte Droge ist – man
kann durchaus das Wort Droge benutzen –
und dass demzufolge die Gesellschaft ei-
nen anderen Alkoholumgang hat. Sicher-
lich würde eine weitere Freigabe von
Cannabis nicht dazu führen, dass Alkohol
ungefährlicher würde. Beim Lesen des
Antrags könnte man stellenweise meinen,
dass es, wenn man Alkohol hochprozen-
tiger herstellen, verbilligen und das An-
gebot vergrößern würde, weniger Proble-
me geben würde. Das ist sicherlich nicht
der Fall. Darum ist der Vergleich der Ge-
fährlichkeit durchaus angemessen. Aber
wir haben bei der Verfügbarkeit unter-
schiedliche gesellschaftliche Vorschriften.

SV Dr. Raphael Gaßmann: Der Vergleich
von Alkohol und Cannabis ist aus ver-
schiedenen Gründen sehr schwierig. Ein
Grund ist, dass in Deutschland etwa
95 Prozent aller Erwachsenen hin und
wieder, häufig oder sehr häufig Alkohol
konsumieren. Demgegenüber stehen laut
Prof. Thomasius etwa drei Millionen
Cannabiserfahrene. Das ist sehr ungenau.
Bei einer Befragungen im letzten Jahr er-
klärten etwa drei bis vier Millionen Be-
fragte, dass sie im vergangenen Jahr Can-
nabis konsumiert hätten. Das ist ein ge-
waltiger Zahlenunterschied. Die Wirkun-
gen der beiden Rausch- und Suchtmittel
sind zudem sehr unterschiedlich. Alkohol
enthemmt, macht aggressiv und tendenzi-
ell schmerzunempfindlich. Alkohol und

Gewalt ist ein Thema, das uns in letzter
Zeit immer mehr beschäftigt – auch die
Kriminologie. Bei Cannabis ist Gewalt aber
nicht die Hauptproblematik. Cannabis ist
ein Rausch- und Suchtmittel, das eher
entspannt und beruhig. Ein Abhängig-
keitspotenzial haben selbstverständlich
beide. Egal, ob man sich für oder gegen
welche Form der Legalisierung auch im-
mer ausspricht, natürlich muss man fest-
halten, Cannabis kann abhängig machen.
Wir haben in Deutschland in den ambu-
lanten und stationären Einrichtungen der
Suchthilfe im Moment schätzungsweise
30.000 Klienten mit der Hauptdiagnose
Cannabisabhängigkeit. Rund 30.000 Kli-
enten bei ungefähr drei Millionen Kon-
sumenten – dies ist nicht Nichts. Diese
Zahl muss man ernst nehmen. Die Frage
ist, für welche spezielle Zielgruppe Can-
nabis ein wahrscheinliches Problem dar-
stellt. Es kann wie bei Alkohol festgestellt
werden, dass es immer das Gleiche ist: Je
jünger ein Mensch mit dem Cannabis-
konsum beginnt und je häufiger er kon-
sumiert, desto problematischer wird es für
ihn. Vor einigen Jahren legte das Institut
für Therapieforschung (IFT) bzw. Prof.
Bühringer eine von Dr. Simon vor fünf
Jahren erstellte Studie vor. Darin stellt Dr.
Simon – er arbeitet heute bei der Europä-
ischen Drogenbeobachtungsstelle – fest,
dass bei unter 18-Jährigen, die täglich
mehrere starke Joints konsumieren, die
Wahrscheinlichkeit, dass sie abhängig
werden und in Folge dessen schwere
psychische Symptome zeigen, extrem
hoch ist. Aus Sicht der Deutschen Haupt-
stelle für Suchtfragen ist die entschei-
dende Frage nicht, ob Cannabiskonsum
abhängig machen kann und ob es schäd-
lich ist. Die entscheidende Frage ist die
des Cannabisverbots. Nutzt das Canna-
bisverbot im positiven Sinne? Bewirkt das
Verbot, dass weniger Menschen Cannabis
konsumieren und dass jene, die Cannabis
konsumieren, auf Grund des Verbots we-
niger konsumieren. Das ist die entschei-
dende Frage und nicht die Frage, ob Can-
nabis abhängig machen kann. Selbstver-
ständlich macht es abhängig, denn es ist
ein Rausch- und Suchtmittel.



Ausschuss für Gesundheit, 62. Sitzung, 25.01.2012

7

Abg. Lars Lindemann (FDP): Ich habe
zwei Fragen an Dr. Dahlenburg. Zunächst
würde ich gern wissen, ob die vorge-
schlagene Legalisierung des Besitzes von
bis zu 30 Gramm Cannabis bei der Bevöl-
kerung den Eindruck hervorrufen könnte,
dass der Cannabiskonsum gesundheitlich
unbedenklich ist. Dann interessiert mich,
ob sich der wissenschaftliche Erkenntnis-
stand zu den möglichen gesundheitlichen
Auswirkungen des Cannabisgebrauchs
und damit die Entscheidungsgrundlage für
die gegenwärtige Gesetzgebung seit den
grundlegenden Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichtes von 1994, 2004
und 2005 zu Gunsten des Antrags der
Fraktion DIE LINKE. verändert hat.

SV Dr. Rainer Dahlenburg: Wenn man
eine Begrenzung nach oben festsetzt, ent-
steht sicherlich in der Bevölkerung der
Eindruck, dass bis zu dieser Grenze der
Konsum harmlos ist. Aus Sicht des Ana-
lytikers kann ich sagen, dass sich in den
letzten 20 Jahren die Materialart verändert
hat. Wir haben vor 20 Jahren normaler-
weise mit sogenannten Marihuanapflan-
zen gearbeitet. Deren Gehalt lag deutlich
unter zehn Prozent. Haschisch dominierte.
Heute haben wir in Deutschland haupt-
sächlich sogenanntes „Blütenmaterial“ auf
dem Markt, das von In- oder Out-
door-Plantagen stammt, die es sowohl in
Deutschland als auch in Anrainerstaaten
gibt. Wenn wir uns die Wirkstoffgehalte
der heutigen Pflanzenprodukte anschau-
en, stellen wir eine Verdoppelung bis
Verdreifachung der Gehalte fest. Werden
30 Gramm freigeben und das Pflanzen-
material hat einen Gehalt von über
20 Prozent, kommen wir ganz schnell über
die nicht geringe Menge hinaus. Ein wei-
terer Aspekt wird ebenfalls durch die
Veränderung des Materials und der im
Vergleich zu den 1990er Jahren in der
Regel bis zum Dreifachen erhöhten Wirk-
stoffkonzentrationen begründet. Betrachtet
man die Konzentrationsangaben über die
Verteilung der im letzten Jahr untersuch-
ten Pflanzen, dann haben mehr als
50 Prozent des untersuchten Materials
einen Gehalt von über zehn Prozent. Der

Durchschnitt liegt auch im Median deut-
lich über zehn Prozent. Im Vergleich mit
den zurückliegenden Jahren ist dies ein
deutlicher Anstieg. Die gleiche Entwick-
lung sehen wir auch beim Haschisch. Wir
haben aber keine Möglichkeit, für den
Konsumenten zu entscheiden, welche
Qualität er gerade raucht, wenn wir die
Verteilung der einzelnen Konzentrationen
betrachten. Wir haben hier eine eindeutige
Verschiebung zu den hohen Konzentrati-
onen.

Abg. Frank Tempel (DIE LINKE.): Ich
möchte mich für die vorliegenden Gut-
achten bedanken. Unser hauptsächliches
Interesse lag darin, dieses Thema endlich
öffentlich und sachkundig zu diskutieren.
Ich möchte bei meinen Fragen zunächst
mit dem Ist-Zustand in Deutschland be-
ginnen. Dazu möchte ich Frau Dr.
Krumdiek fragen. Der Cannabishandel
findet momentan ausschließlich auf dem
Schwarzmarkt in einem illegalen Bereich
statt. Welche zusätzlichen Risiken und
welche Folgen hat dies für die Gesell-
schaft? An Herrn Wurth richte ich meine
zweite Frage. Vielfach wird der Eindruck
erweckt, auch auf Grund der Regelung
hinsichtlich der geringen Menge in den
Länderverordnungen, dass eine Regelung
im Betäubungsmittelgesetz in Bezug auf
die Kriminalisierung der Konsumenten
ausreichend ist. Können Sie dazu Aus-
führungen machen?

SVe Dr. Nicole Krumdiek: Die Folgen der
Cannabiskriminalisierung sind grundsätz-
lich in gesundheitliche, soziale und ge-
sellschaftliche Probleme zu unterteilen.
Das Gefahrenpotenzial ist unzweifelhaft
gegeben, wie Herr Dr. Gaßmann richtig
ausführte. Bezeichnenderweise ist aber
das Gefahrenpotenzial, das auf Grund der
Kriminalisierung entsteht, deutlich größer.
Denn der Schwarzmarkt verhindert, dass
eine Kontrolle, egal welcher Art, über-
haupt stattfinden kann. Das betrifft zum
einen die Quantität: Es ist nicht bekannt,
wie viele Cannabisprodukte in Umlauf
sind. Die beschlagnahmten Mengen, sagt



Ausschuss für Gesundheit, 62. Sitzung, 25.01.2012

8

man, seien nur die Spitze des Eisberges. Es
betrifft zum anderen die Qualität der
Produkte. Der Konsument weiß nicht, ob
das Cannabisprodukt, das er bezieht, pilz-
oder schimmelbefallen ist, ob Pestizide
enthalten sind und welche Streckmittel
verwendet wurden. Der Deutsche Hanf
Verband hat in den letzten Jahren mehr-
fach davor gewarnt, dass die Gesund-
heitsschädigungen durch die Beimen-
gungen größer sind als die Schäden, die
durch das bloße Rauchen bisher nachge-
wiesen wurden. Es handelt sich dabei um
Beimengungen wie Blei, Zuckerwasser
und Vogelsand, die geraucht werden. Dies
geschieht ausschließlich auf Grund des
Verbots. Darüber hinaus wird durch das
Verbot verhindert, dass eine Substanz-
kontrolle stattfinden bzw. dass der
THC-Gehalt kontrolliert werden kann. Die
Unkontrollierbarkeit ist eine Folge des
Verbotes, sie kann deshalb schwerlich als
Begründung des Verbots angeführt wer-
den. Ein weiteres Problem – es gehört
nicht hierher, ist aber in diesem Zusam-
menhang zu nennen – ist das Auftreten
synthetischer Drogen, zum Beispiel der
Kräutermischung „Spice“, als Ersatz für
Cannabis. Auch dies ist eine Folge des
Verbotes. Das sind die Gesundheitsaspek-
te. Eine soziale Folge der Kriminalisierung
ist, dass – auch bei Einstellung des Straf-
verfahrens – regelmäßig überprüft wird, ob
der Konsument fahrgeeignet ist. Das heißt,
er muss sich dem Verwaltungsaufwand
stellen, er muss eine medizinisch-psycho-
logische Untersuchung (MPU) über sich
ergehen lassen. Dies ist nicht nur an-
strengend und nervig, sondern auch fi-
nanziell eine hohe Bürde für viele Betrof-
fene. Darüber hinaus hat die Kriminali-
sierung zumeist auch berufliche und fa-
miliäre Konsequenzen sowie eine Stigma-
tisierung der Jugendlichen zur Folge.
Diese Folgen bleiben auch dann imma-
nent, wenn das strafrechtliche Verfahren
eingestellt wird, und sind nicht durch die
Einstellungsmöglichkeiten von Staatsan-
waltschaft und Gericht wegzudiskutieren.
An dieser Stelle möchte ich ein Beispiel
nennen: Bei Alexander Walke, dem Ju-
gendnationaltorwart, wurden bei einem
internationalen Fußballturnier 2003 Can-

nabisabbauprodukte festgestellt. Er durfte
daraufhin sieben Monate nicht internati-
onal Fußball spielen. Man kann also nicht
behaupten, dass die Kriminalisierung
keine beruflichen Folgen hat. Durch den
Verlust des Führerscheins droht die Ge-
fahr, dass man seinen Beruf verliert. Das
ist eine sehr typische Nebenfolge. In ge-
sellschaftlicher Hinsicht muss man die
Kosten bedenken, die die Prohibition
verursacht. Ein weiterer ganz wichtiger
Aspekt ist der Jugendschutz. Man muss
sich die Frage stellen, ob bei einem Verbot
der Jugendschutz, in welcher Form auch
immer, überhaupt möglich ist. Die Folgen
– ich könnte noch weitere aufführen –, die
allein auf das Verbot zurückzuführen sind,
sind sehr vielfältig, werden aber häufig
vergessen. Man kümmert sich viel zu sehr
um die Gefahren von Cannabis.

SV Georg Wurth: Der Aussage, dass Can-
nabiskonsumenten entkriminalisiert seien,
wie es immer wieder von Politikern be-
hauptet wird, und dass man aufgrund der
Mengenregelung keine dramatischen
Konsequenzen zu erwarten habe, muss ich
deutlich widersprechen. Bei mir melden
sich nahezu täglich angeblich entkrimina-
lisierte Konsumenten und erzählen mir
ihre Geschichte. Ich beginne bei der ge-
ringen Menge, die in den meisten Bun-
desländern bei sechs Gramm liegt. Sehr
viele Konsumenten besitzen mehr als
sechs Gramm. Gerade wegen der bereits
angemerkten schlechten Stoffqualität hat
der Konsument gerne einen Vorrat. Es gibt
viele Konsumenten, die zwischen sechs
und 30 Gramm zu Hause haben, aber
niemals in irgendwelchen Handel ver-
strickt gewesen sind. Dieser Besitz führt
aber dazu, dass viele Konsumenten doch
eine Strafe erhalten, obwohl sie nur Kon-
sumenten und keine Händler sind. Auch
wenn man davon ausgeht, dass viele Ver-
fahren auf Grund einer geringen Menge
eingestellt werden, bleiben diese doch
nicht ohne Folgen. Denn was passiert bis
zur Einstellung des Verfahrens? Zunächst
erhält man ab dem ersten Gramm Canna-
bisbesitz eine Strafanzeige und ist damit in
ein Strafverfahren verwickelt. Sehr viele
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der Betroffenen waren dies bis dato noch
nie. Zumeist sind es ganz normale Men-
schen, die bisher noch keine Probleme mit
dem Gesetz hatten. Jetzt erhalten diese
plötzlich eine Strafanzeige, weil sie lieber
Hanf rauchen als Alkohol trinken. Häufig
findet auch bei geringen Mengen eine
Hausdurchsuchung statt. Wer beispiels-
weise in Bayern mit fünf oder auch nur
mit zwei Gramm auf der Straße erwischt
wird, muss damit rechnen, dass Polizisten
das Haus durchsuchen und es entspre-
chend hinterlassen. Das bekommen natür-
lich die Nachbarn mit. Häufig werden die
Betroffenen auch erkennungsdienstlich
behandelt – es werden Fotos gemacht,
Fingerabdrücke genommen und teilweise
DNA-Analysen durchgeführt. An dieser
Stelle müssen Sie mir erklären, wer, selbst
wenn das Verfahren später eingestellt
wird, sich danach entkriminalisiert vor-
kommt. Häufig müssen sich die Leute
sogar ausziehen. Wenn Polizisten jeman-
den verdächtig finden, zum Beispiel einen
jungen Menschen in der Bahn, weil dieser
die falsche Frisur hat, kommt es oft genug
vor, dass er zur Polizei gebracht wird und
sich komplett ausziehen muss. In diesem
Zusammenhang würde ich gerne den Ab-
geordneten die Frage mit auf den Weg
geben, ob sie es wirklich verantworten
wollen und ob sie es gut finden, dass junge
Leute sich vor Polizisten ausziehen und
die Pobacken auseinanderziehen müssen,
damit nachgeschaut werden kann, ob dort
vielleicht ein halbes Gramm Hasch ver-
steckt ist. Das passiert tatsächlich. Sie sind
dafür verantwortlich. Sagen Sie in die
Kamera, ob Sie dieses Vorgehen gut finden
oder nicht. Es kommt hinzu, dass die
Verfahren häufig nicht eingestellt werden,
sondern dass es auch bei geringen Mengen
zu teilweise herben Strafen kommt – ins-
besondere bei sogenannten Wiederho-
lungstätern. Entweder will ich Konsu-
menten entkriminalisieren oder nicht.
Will man sie entkriminalisieren, dann
sind sie aber auch nicht kriminell, wenn
sie ein zweites Mal mit zwei Gramm er-
wischt werden. Dies führt aber häufig
schon zu einigen hundert Euro Strafe.
Wenn jemand selbst anbaut, steigt die
Strafe noch einmal dramatisch, weil na-

türlich selbst bei nur einer Pflanze die
Ernte deutlich höher ist als die geringe
Menge. Ich nenne zwei Beispiele. Ein
junger Mann hat sieben Pflanzen zu Hause
angebaut und hat ein Pfadfindermesser in
seinem Zimmer liegen, wie wahrschein-
lich die meisten Leute. Dieser junge Mann
hat nachweislich noch nie etwas mit
Drogenhandel zu tun gehabt. Aber er
wurde wegen der Menge von sieben
Pflanzen plus Messer wegen Drogenhan-
dels mit Waffe zu fünf Jahren Knast ver-
urteilt. Der zweite Fall: Bei einer Haus-
durchsuchung wurden vier Gramm Ma-
rihuana sowie ein mehrere Jahre altes Foto
von zwei vergilbten Hanfpflanzen, die vor
Jahren angebaut wurden, gefunden. Der
Besitzer wurde dafür zu 45 Tagessätzen
verurteilt. In Deutschland gibt es jedes Jahr
100.000 Strafverfahren nur auf Grund
konsumbezogener Delikte ohne Handel.
Diese Strafverfahren führen zu vielen Ur-
teilen. Das muss aufhören. Es ist ein
wahnsinniger Aufwand, der ständig be-
trieben wird. Ich möchte nachdrücklich
betonen, dass die 30 Gramm-Regelung
sinnvoll ist. Sie sollte nicht nur auf Basis
der geltenden Rechtslage eingeführt wer-
den, sondern sie sollte so ausgestaltet
werden, dass der Besitz von 30 Gramm
keine Straftat mehr ist, wenn kein Handel
nachgewiesen wird, so dass keine Konfis-
zierung erfolgt. Dies entlastet die Polizei
und ist sinnvoll für die Konsumenten.

Abg. Dr. Harald Terpe (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Heute findet nicht die erste
Anhörung zu dieser Thematik statt. Wir
hatten bereits in den vergangenen Legis-
laturperioden Anhörungen, und es ist zu
hoffen, dass wir aus den Anhörungser-
gebnissen lernen. Meine Fragen richten
sich an Dr. Gaßmann. Wie wirksam ist aus
Ihrer Sicht das geltende Cannabisverbot
im Hinblick auf die Cannabisprävention,
oder ist es kontraproduktiv? Cannabis
wird im Rahmen der drogenpolitischen
Diskussion hinsichtlich der Risiken häufig
entweder verharmlost oder verteufelt. Wie
bewerten Sie dies und wo würden Sie das
Gesundheitsrisiko des Cannabiskonsums
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im Vergleich zu anderen legalen oder il-
legalen Drogen ansiedeln?

SV Dr. Raphael Gaßmann: In unserer
Stellungnahme haben wir bereits auf den
im Juni 2011 erschienen Bericht der Glo-
bal Commission on Drug Policy Bezug
genommen. Ich weiß nicht, ob der Bericht
allen vorliegt bzw. bekannt ist. Die Kom-
mission ist eine Nicht-Regierungsor-
ganisation, ein internationaler Zusam-
menschluss mit 20 oder 30 Mitgliedern.
Darunter befinden sich die ehemaligen
Präsidenten von Kolumbien, Mexiko, Bra-
silien sowie George Papandreou, der bis
vor kurzem Ministerpräsident in Grie-
chenland war, und, in Deutschland sicher
noch bekannt, Frau Caspers-Merk, die
frühere Drogenbeauftragte der Bundesre-
gierung (SPD). Dieser Bericht sagt ganz
eindeutig: Der Krieg gegen die Drogen ist
gescheitert. Alle Versuche, Drogen durch
Verbote und Kriminalisierung im Zaum zu
halten, ihre Verbreitung zu verhindern
sowie das Gefährdungspotenzial zu mi-
nimieren, sind gescheitert. Sie führen le-
diglich zu Schäden, aber nicht zu positi-
ven Effekten. Jetzt mag man sagen, dass
dies Ex-Politiker seien, die sich am Ende
ihrer Karriere nochmals einige grundsätz-
liche Gedanken machten und dass sich
ohne politische Verantwortung vieles
formulieren lasse, das man in Regie-
rungsverantwortung besser nicht formu-
liere. Doch ich möchte Sie auch auf den
Bericht „Stand der Drogenproblematik in
Europa 2010“ der Europäischen Be-
obachtungstelle für Drogen und Drogen-
sucht (EBDD) in Lissabon hinweisen. Die
EBDD ist eine Einrichtung der Europäi-
schen Union, an der auch Deutschland
beteiligt ist. Der Bericht der EBDD ist
ebenfalls 2011 erschienen und im Internet
abrufbar. Es ist eine hochinteressante Un-
tersuchung. Die EBDD beschäftigt sich
schon seit langer Zeit mit der Frage, wie
Verbot und Verbreitung sowie Verbot und
Gefährlichkeit zusammenhängen. In Eu-
ropa hatten wir in den letzten zehn Jahren
die Situation, dass viele Gesetze, auch zu
Cannabis, geändert wurden. In einigen
Ländern wurden sie verschärft, indem das

Strafmaß heraufgesetzt wurde. In anderen
Ländern hat man das Strafmaß reduziert.
Die EBDD hat diesen Prozess beobachtet.
Gleichzeitig erhebt sie seit ihrer Gründung
vor rund 15 Jahren Daten zur Verbreitung
illegaler Rauschmittel in Europa. Die
EBDD hat nun untersucht, welchen Zu-
sammenhang es zwischen der Gesetz-
gebung und der Verbreitung von Drogen
gibt. Das sehr ausführlich dargestellte und
auch begründete Ergebnis ist, dass in
Ländern mit verschärften Strafmaßnah-
men der Konsum gleich geblieben, ge-
stiegen oder gesunken ist. In Ländern mit
reduzierten Strafen und gelockerten Ge-
setzen ist der Konsum ebenfalls gleich
geblieben, leicht angestiegen oder aber
auch deutlich gesunken. Die EBDD kommt
deshalb zu dem Schluss, dass über den
Untersuchungszeitraum von zehn Jahren
in den betrachteten Ländern – Italien,
England, Slowakei, Dänemark, Finnland,
Portugal, Bulgarien und Griechenland –
kein deutlicher Zusammenhang zwischen
den Gesetzesänderungen und den
Prävalenzraten des Cannabiskonsums
ermittelbar ist. In diesem Satz ist nur eine
Aussage wissenschaftlich problematisch:
kein deutlicher Zusammenhang. Wir
müssen es ganz deutlich sagen: Es gibt
keinen Zusammenhang. Wir haben in den
Niederlanden, die wir als Nachbarn gerade
in der Cannabisfrage seit Jahrzehnten ge-
nau beobachten, nach Einführung der
Coffee-Shops und der entspannteren
Strafverfolgung – Cannabis ist auch dort
nicht legal – recherchiert, wie sich der
Konsum im Vergleich zu Deutschland
entwickelt hat. Bis in die 1990er Jahre lag
er immer etwas über dem deutschen
Konsum. Konsumierten damals in
Deutschland sieben bis acht Prozent der
Jugendlichen regelmäßig Cannabis, waren
es in den Niederlanden etwa zehn Prozent.
Seit ungefähr zehn Jahren hat sich dies
nun umgekehrt. Laut EU-Drogenbeobach-
tungsstelle sind es in den Niederlanden elf
Prozent und in Deutschland etwa 15 Pro-
zent. Hierbei handelt es sich um seriöse
Untersuchungen mit derselben Methodik.
Sämtliche Untersuchungen kommen zu
dem Ergebnis, dass sich weder ein positi-
ver noch ein negativer Zusammenhang
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zwischen den Angebotsformen und der
Gesetzgebung feststellen lässt. Zur Frage
nach der Prävention kann ich sagen, dass
es in Deutschland keine Cannabispräven-
tion gibt. Es existieren lediglich eine
überschaubare Zahl von Programmen zur
Frühintervention, die in der Verantwor-
tung der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) liegen. Im Inter-
net finden sich Programme für Cannabis-
konsumenten, die aussteigen oder den
Konsum reduzieren wollen. Dies sind
interaktive Programme, die sehr sinnvoll
sind und offensichtlich auch funktionie-
ren. Aber es gibt keine Präventionskam-
pagnen wie wir sie für jugendliche Alko-
holtrinker kennen – zum Beispiel die
große Kampagne „Kenn dein Limit.“. Ich
berichte Ihnen, wie die Niederlande seit
vielen Jahren Prävention betreibt. Dort
sind zum Beispiel in den Hotels Karten im
Scheckkartenformat ausgelegt, auf denen
die staatlichen Institutionen der Drogen-
prävention aufklären, wie man Cannabis
konsumieren sollte, wenn man es konsu-
mieren will. Es wird nicht zum Konsum
geraten, es wird aber gesagt, wenn man
konsumieren will, dann bitte nicht zu-
sammen mit Alkohol, dann bitte nur eine
Konsumeinheit und nicht drei Joints hin-
tereinander, dann bitte nicht alleine,
sondern in Gegenwart von Freunden, die
sich auskennen, wenn etwas passiert, bitte
auf keinen Fall vor Abklingen der Wirkung
am Straßenverkehr teilnehmen und bitte
nicht an das offene Fenster im Hotel set-
zen, wenn man Cannabis konsumiert hat.
Auf all diese Dinge wird aufmerksam ge-
macht. Dies gibt es in Deutschland nicht,
weil wir diese Art von Prävention nicht
machen können. Sie setzt nämlich voraus,
dass die Präventionseinrichtungen akzep-
tieren, dass Millionen junge und erwach-
sene Menschen Cannabis konsumieren. Es
stellt sich die Frage, welche Präventions-
botschaften wir für einen harmloseren
Konsum haben. Denn in Deutschland
können wir den Jugendlichen nicht, wie
wir es bei Alkohol machen können, sagen:
Alkohol ist eine nicht ungefährliche Sub-
stanz, es ist bekannt, dass nahezu alle
trinken – 95 Prozent der Erwachsenen
trinken Alkohol – aber bitte, liebe Eltern,

liebe Kinder, fangt nicht mit 14 Jahren an
und betrinkt euch nicht jedes Wochenen-
de. Beginnt erst mit 16, 17, 18 Jahren. Das
steht im Jugendschutzgesetz. Dies ist bei
Cannabis nicht möglich, weil sich die
genannten Ansätze nicht mit der deut-
schen Rechtssituation vertragen. In unse-
rer Stellungnahme haben wir bereits auf
den im Juni 2011 erschienen Bericht der
Global Commission on Drug Policy Bezug
genommen. Ich weiß nicht, ob der Bericht
allen vorliegt bzw. bekannt ist. Die Kom-
mission ist eine Nicht-Regierungsorga-
nisation, ein internationaler Zusammen-
schluss mit 20 oder 30 Mitgliedern. Da-
runter befinden sich die ehemaligen Prä-
sidenten von Kolumbien, Mexiko, Brasi-
lien sowie George Papandreou, der bis vor
kurzem Ministerpräsident in Griechenland
war, und, in Deutschland sicher noch be-
kannt, Frau Caspers-Merk, die frühere
Drogenbeauftragte der Bundesregierung
(SPD). Dieser Bericht sagt ganz eindeutig:
Der Krieg gegen die Drogen ist gescheitert.
Alle Versuche, Drogen durch Verbote und
Kriminalisierung im Zaum zu halten, ihre
Verbreitung zu verhindern sowie das Ge-
fährdungspotenzial zu minimieren, sind
gescheitert. Sie führen lediglich zu Schä-
den, aber nicht zu positiven Effekten. Jetzt
mag man sagen, dass dies Ex-Politiker
seien, die sich am Ende ihrer Karriere
nochmals einige grundsätzliche Gedanken
machten und dass sich ohne politische
Verantwortung vieles formulieren lasse,
das man in Regierungsverantwortung
besser nicht formuliere. Doch ich möchte
Sie auch auf den Bericht „Stand der Dro-
genproblematik in Europa 2010“ der Eu-
ropäischen Beobachtungstelle für Drogen
und Drogensucht (EBDD) in Lissabon
hinweisen. Die EBDD ist eine Einrichtung
der Europäischen Union, an der auch
Deutschland beteiligt ist. Der Bericht der
EBDD ist ebenfalls 2011 erschienen und
im Internet abrufbar. Es ist eine hochinte-
ressante Untersuchung. Die EBDD be-
schäftigt sich schon seit langer Zeit mit der
Frage, wie Verbot und Verbreitung sowie
Verbot und Gefährlichkeit zusammen-
hängen. In Europa hatten wir in den letz-
ten zehn Jahren die Situation, dass viele
Gesetze, auch zu Cannabis, geändert
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wurden. In einigen Ländern wurden sie
verschärft, indem das Strafmaß heraufge-
setzt wurde. In anderen Ländern hat man
das Strafmaß reduziert. Die EBDD hat
diesen Prozess beobachtet. Gleichzeitig
erhebt sie seit ihrer Gründung vor rund 15
Jahren Daten zur Verbreitung illegaler
Rauschmittel in Europa. Die EBDD hat nun
untersucht, welchen Zusammenhang es
zwischen der Gesetzgebung und der Ver-
breitung von Drogen gibt. Das sehr aus-
führlich dargestellte und auch begründete
Ergebnis ist, dass in Ländern mit ver-
schärften Strafmaßnahmen der Konsum
gleich geblieben, gestiegen oder gesunken
ist. In Ländern mit reduzierten Strafen und
gelockerten Gesetzen ist der Konsum
ebenfalls gleich geblieben, leicht ange-
stiegen oder aber auch deutlich gesunken.
Die EBDD kommt deshalb zu dem Schluss,
dass über den Untersuchungszeitraum von
zehn Jahren in den betrachteten Ländern –
Italien, England, Slowakei, Dänemark,
Finnland, Portugal, Bulgarien und Grie-
chenland – kein deutlicher Zusammen-
hang zwischen den Gesetzesänderungen
und den Prävalenzraten des Cannabis-
konsums ermittelbar ist. In diesem Satz ist
nur eine Aussage wissenschaftlich prob-
lematisch: kein deutlicher Zusammen-
hang. Wir müssen es ganz deutlich sagen:
Es gibt keinen Zusammenhang. Wir haben
in den Niederlanden, die wir als Nachbarn
gerade in der Cannabisfrage seit Jahr-
zehnten genau beobachten, nach Einfüh-
rung der Coffee-Shops und der entspann-
teren Strafverfolgung – Cannabis ist auch
dort nicht legal – recherchiert, wie sich der
Konsum im Vergleich zu Deutschland
entwickelt hat. Bis in die 1990er Jahre lag
er immer etwas über dem deutschen
Konsum. Konsumierten damals in
Deutschland sieben bis acht Prozent der
Jugendlichen regelmäßig Cannabis, waren
es in den Niederlanden etwa zehn Prozent.
Seit ungefähr zehn Jahren hat sich dies
nun umgekehrt. In den Niederlanden sind
es etwa sieben bis acht Prozent und in
Deutschland etwa zehn Prozent. Hierbei
handelt es sich um seriöse Untersuchun-
gen mit derselben Methodik. Sämtliche
Untersuchungen kommen zu dem Ergeb-
nis, dass sich weder ein positiver noch ein

negativer Zusammenhang zwischen den
Angebotsformen und der Gesetzgebung
feststellen lässt. Zur Frage nach der Prä-
vention kann ich sagen, dass es in
Deutschland keine Cannabisprävention
gibt. Es existieren lediglich eine über-
schaubare Zahl von Programmen zur
Frühintervention, die in der Verantwor-
tung der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) liegen. Im Inter-
net finden sich Programme für Cannabis-
konsumenten, die aussteigen oder den
Konsum reduzieren wollen. Dies sind
interaktive Programme, die sehr sinnvoll
sind und offensichtlich auch funktionie-
ren. Aber es gibt keine Präventionskam-
pagnen wie wir sie für jugendliche Alko-
holtrinker kennen – zum Beispiel die
große Kampagne „Kenn dein Limit.“. Ich
berichte Ihnen, wie die Niederlande seit
vielen Jahren Prävention betreibt. Dort
sind zum Beispiel in den Hotels Karten im
Scheckkartenformat ausgelegt, auf denen
die staatlichen Institutionen der Drogen-
prävention aufklären, wie man Cannabis
konsumieren sollte, wenn man es konsu-
mieren will. Es wird nicht zum Konsum
geraten, es wird aber gesagt, wenn man
konsumieren will, dann bitte nicht zu-
sammen mit Alkohol, dann bitte nur eine
Konsumeinheit und nicht drei Joints hin-
tereinander, dann bitte nicht alleine,
sondern in Gegenwart von Freunden, die
sich auskennen, wenn etwas passiert, bitte
auf keinen Fall vor Abklingen der Wirkung
am Straßenverkehr teilnehmen und bitte
nicht an das offene Fenster im Hotel set-
zen, wenn man Cannabis konsumiert hat.
Auf all diese Dinge wird aufmerksam ge-
macht. Dies gibt es in Deutschland nicht,
weil wir diese Art von Prävention nicht
machen können. Sie setzt nämlich voraus,
dass die Präventionseinrichtungen akzep-
tieren, dass Millionen junge und erwach-
sene Menschen Cannabis konsumieren. Es
stellt sich die Frage, welche Präventions-
botschaften wir für einen harmloseren
Konsum haben. Denn in Deutschland
können wir den Jugendlichen nicht, wie
wir es bei Alkohol machen können, sagen:
Alkohol ist eine nicht ungefährliche Sub-
stanz, es ist bekannt, dass nahezu alle
trinken – 95 Prozent der Erwachsenen
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trinken Alkohol – aber bitte, liebe Eltern,
liebe Kinder, fangt nicht mit 14 Jahren an
und betrinkt euch nicht jedes Wochenen-
de. Beginnt erst mit 16, 17, 18 Jahren. Das
steht im Jugendschutzgesetz. Dies ist bei
Cannabis nicht möglich, weil sich die
genannten Ansätze nicht mit der deut-
schen Rechtssituation vertragen.

Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Ich möchte
den rechtlichen Komplex noch einmal
beleuchten, deswegen gehen meine Fragen
an Frau Biniok und Herrn Patzak. Wir
haben einiges zur rechtlichen Situation
gehört. Mich würde interessieren, ob Sie
die vorgeschlagenen Cannabis-Clubs und
die Legalisierung des Besitzes von bis zu
30 Gramm Cannabis für mit dem gelten-
den deutschen Recht und vor allem mit
den Zielen des Betäubungsmittelrechts
vereinbar halten. Halten Sie die auf den
Einzelfall abgestellten Sanktionen im
Vergleich zur geforderten Legalisierung
für ausreichend und zweckmäßig?

SVe Hannelore Biniok: Die Einrichtung
und der Betrieb von Cannabis-Clubs, so
wie es der Antrag der Fraktion DIE LINKE
vorschlägt, verstoßen nach deutschem
Betäubungsmittelrecht gegen eine Vielzahl
von Strafvorschriften. Dies sind insbe-
sondere die Tatbestände des unerlaubten
Anbaus, des Besitzes und des Verschaffens
von Gelegenheiten zum Erwerb bzw. zum
Verbrauch von Betäubungsmitteln. Eine
rechtstechnisch - wie auch immer - aus-
gestaltete Entkriminalisierung, die ich als
untunlich erachte, würde im Hinblick auf
die mit dem Betäubungsmittel Cannabis
verbundenen Gefahren des Missbrauchs
und der Abhängigkeit sowie der wiederum
damit einhergehenden Folgen nicht un-
erhebliche Kosten für die Öffentliche
Hand bedeuten. Zwischenzeitlich haben
wir in Deutschland ein austariertes System
der Zulassung von Cannabis für medizi-
nische Zwecke. Auch das Sanktio-
nensystem ist in Bezug auf Besitz, Erwerb
usw. austariert. Ich erachte die bestehende
gesetzliche Regelung nach wie vor als
geeignet, erforderlich und auch angemes-

sen, um den von Cannabis ausgehenden
Gefahren, die, wie wir von Dr. Dahlenburg
gehört haben, in der letzten Zeit zuge-
nommen haben, entgegenzuwirken. Auch
eine Grenzwertfestsetzung der geringen
Menge auf maximal 30 Gramm Cannabis-
produkte erachte ich als zu hoch. Bei einer
solchen Menge besteht die erhöhte Gefahr
der Weitergabe, zumal Cannabisprodukte
durch Lagerung nicht besser werden,
sondern im Gegenteil ihre berauschende
Wirkung einbüßen. Wird beispielsweise
eine Person auf der Straße mit 30 Gramm
Cannabis angetroffen, dann liegen aus
Sicht der Staatsanwaltschaft hinreichende,
tatsächliche Anhaltspunkte für einen An-
fangsverdacht für Handeltreiben vor. Da-
rüber hinaus würde eine Gesetzesände-
rung im Sinne des Antrages der Fraktion
DIE LINKE, nämlich Cannabis-Clubs zu
legalisieren und den Besitz von 30 Gramm
Cannabis für eigene Konsumzwecke zu
erlauben, natürlich dem Schutzzweck des
Betäubungsmittelgesetzes widersprechen.

SV Staatsanwalt Jörn Patzak: Ich möchte
die Gelegenheit nutzen, um auf die recht-
liche Situation in Spanien einzugehen.
Der Antrag suggeriert, dass die Forderun-
gen ein sehr probates und in Spanien
rechtlich anerkanntes Mittel seien. Nach
meinen Informationen, die von polizeili-
chen Verbindungsbeamten, aus dem In-
ternet und aus seriösen Zeitungsrecher-
chen stammen, werden in Spanien vor-
nehmlich in den autonomen Gebieten des
Baskenlandes Cannabis Social Clubs (CSC)
betrieben. Im übrigen Spanien existieren
wenige Clubs. Diese sind auch nicht zu-
gelassen, sondern befinden sich in einer
rechtlichen Grauzone. Es ist nämlich
höchst umstritten, ob diese Clubs über-
haupt betrieben werden dürfen. Im Bas-
kenland wurde im November ein Canna-
bis-Club wegen illegaler Machenschaften
geschlossen. Ich sehe in der Zulassung
solcher Clubs eine Gefahr. An dieser Stelle
möchte ich von meinen Erfahrungen aus
den Niederlanden berichten. Wegen un-
serer Grenznähe hatte ich bereits des Öf-
teren die Möglichkeit, mit den dortigen
Kollegen Austauschprogramme durchzu-
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führen. Für Jugendliche wird durch die
Cannabis-Clubs der Zugang zu anderen
Drogen zwangsläufig geöffnet. Wir wer-
den, das sieht man an den Coffee-Shops in
den Niederlanden, genau dasselbe in
Deutschland befürchten müssen. In den
Niederlanden haben Studien ergeben, dass
die Coffee-Shops nicht zu einer Trennung
der Märkte führten. Dies war aber das
Hauptargument der liberalen Politik. Die
Coffee-Shops sind vielmehr ein Einfallstor
für die organisierte Kriminalität. Wenn sie
zum Beispiel nach Maastricht fahren und
die Augen öffnen, sehen Sie die dort
herrschende Drogenproblematik. Ich frage
mich, warum es bei uns anders sein sollte.
Ich würde gerne noch zwei weitere Punkte
aufgreifen: Die bereits angesprochene
Stigmatisierung von Jugendlichen und das
Fehlen von Präventionsprojekten. „FreD –
Frühintervention bei erstauffälligen Dro-
genkonsumenten“ ist seit 2003 ein sehr
erfolgreiches und probates Mittel, um im
unteren Bereich straffällig gewordene Ju-
gendliche – sogenannte Gelegenheitskon-
sumenten – in Hilfemaßnahmen einzu-
binden. Das Verfahren wird eingestellt,
wenn der Jugendliche erfolgreich an einer
solchen Maßnahme teilgenommen hat. Es
erfolgt kein Eintrag ins Führungszeugnis
und es entstehen keine nachträglichen
sozialen Folgen. Die Erfahrung mit „FreD“
sind sehr, sehr gut. Zwei Drittel der Teil-
nehmer – das wurde in einer repräsenta-
tiven Studie ermittelt – sagten, sie hätten
nach „FreD“ ihr Konsumverhalten geän-
dert; 95 Prozent der Befragten wurden
danach auch nicht mehr straffällig. Die
Zielgruppe der problematischen Jugend-
lichen, die mit einem erlaubten höheren
Konsum besonders gefährdet wären,
würde künftig durch das Raster fallen.
Damit entfiele ein probates Mittel.

Abg. Angelika Graf (Rosenheim) (SPD):
Die Coffee-Shops werden sehr unter-
schiedlich eingeschätzt. Dr. Gaßmann hat
ein eher positives Bild gezeichnet, andere
Stellungnahmen beschreiben die Situation
dahingehend, dass die niederländischen
Coffee-Shops den Konsum von Cannabis
eher fördern und dass viele Konsumenten

zusätzlich weitere Betäubungsmittel kon-
sumieren. Ich würde gerne wissen, ob und
wie umfangreich man die Cannabis-Clubs
kontrollieren müsste, damit die beschrie-
bene Entwicklung in Deutschland nicht zu
beobachten wäre. Gehen Sie davon aus,
dass es rund um die Coffee-Shops noch
andere Formen der Kriminalität geben
könnte? Meine Fragen gehen an Herrn
Patzak und Herrn Hüllinghorst.

SV Staatsanwalt Jörn Patzak: Bei den be-
schriebenen Erfahrungen aus den Nieder-
landen beziehe ich mich auf eine von der
dortigen Regierung in Auftrag gegebene
Expertise. Das Gutachten von Fijnaut und
De Ruyver habe ich in meiner Stellung-
nahme erwähnt. Ich denke, wenn wir
diese Art der Liberalisierung auf
Deutschland übertragen würden – dies
habe ich bereits erwähnt –, hätten wir hier
das Gleiche zu erwarten. Das Umfeld der
Clubs würde ein Verhalten aufweisen, wie
es in den Niederlanden zu sehen ist. Ich
wüsste nicht, wie man diese Entwicklung
mit kriminalpolizeilichen oder kriminal-
taktischen Mitteln verhindern könnte. Es
entsteht ein Einfallstor mit der legalen
Bezeichnung Cannabis-Club. Die illegalen
Drogen bzw. die Kriminalität wird dann
kaum noch zu kontrollieren sein, da zu
erwarten ist, dass mit den weiterhin ille-
galen Betäubungsmitteln Amphetamin,
Heroin und Kokain gehandelt wird. Diese
Gefahr besteht. Heute reden wir nur über
den Gelegenheitskonsumenten, der in
seinem Verhalten unproblematisch zu sein
scheint und den man nicht kriminalisieren
sollte. Es gibt aber eine sehr große Anzahl
von Mischkonsumenten. Inzwischen ist
zwar die Gateway-Theorie widerlegt, denn
nicht jeder, der Cannabis konsumiert, wird
zwangsläufig auf harte Drogen umsteigen.
Aber aus meiner Erfahrung aus mittler-
weile rund 9.000 Ermittlungsverfahren
kann ich trotzdem feststellen, dass nahezu
jeder, der Amphetamin, Heroin oder Ko-
kain konsumiert, mit Cannabis begonnen
hat. Damit ist es nahezu zwangsläufig,
dass dieser Handel im Umfeld der Canna-
bis-Shops oder -Clubs entstehen würde.
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SV Rolf Hüllinghorst: Ich will etwas brei-
ter in die Thematik einsteigen. Dr. Gaß-
mann hat bereits auf den Bericht der Glo-
bal Commission on Drug Policy hinge-
wiesen. Ich denke, es ist wichtig, dass man
sich dessen Inhalt verdeutlicht. Im Grunde
kommt der Bericht zu dem Ergebnis, dass
die festgefahrenen Vorschriften der UN
aufgelockert werden müssten. Es sollte
geprüft werden, was in den unterschied-
lichen Ländern und Regionen angemessen
ist. Das ist wichtig. Die Länder müssen die
Freiheit haben, auf ihre spezifische Situa-
tion individuell reagieren zu können. Ich
mache nur darauf aufmerksam, dass es in
diesem Kontext sehr stark um „harm
reduction“ geht. Die UN hat beispiels-
weise Deutschland hinsichtlich der Dro-
genkonsumräume immer Schwierigkeiten
gemacht. Hier muss es eine Öffnung geben,
so dass das getan werden kann, was für das
Land richtig ist. Wenn südamerikanische
Präsidenten über Drogen sprechen, hat
dies eine völlig andere Bedeutung, als
wenn wir darüber reden. Ich komme
nochmals auf die Coffee-Shops zurück. Ich
denke, alle waren bereits in einem Cof-
fee-Shop und haben sich darüber infor-
miert, was dort geschieht. Es gibt Cof-
fee-Shops, die sind eindeutig gut geführt
und halten sich strikt an die Regeln. Einen
wichtigen Punkt bekommen wir aber auch
mit Cannabis-Clubs nicht in den Griff: den
Jugendschutz. Man kann regeln, dass die
Clubs ab einem Alter von 18 Jahren be-
sucht werden dürfen und dies dann sorg-
fältig kontrolliert wird. Daran wird man
sich auch halten. Allerdings liegt unser
Problem bei den Konsumenten unter 18
Jahren. Dies haben wir, das muss man ganz
klar sagen, mit den Cannabis-Clubs in
keiner Weise im Griff. Die Frage ist auch,
welche Vorteile Coffee-Shops bieten. Es
wurde bereits darauf hingewiesen, dass
dann zum Beispiel der Stoff besser kon-
trolliert werden kann. Aber es stellt sich
die Frage, welche Rolle dabei die Gesell-
schaft spielt. Das heißt, möchte die Ge-
sellschaft neue Kontrollpunkte haben,
sollte sie neue Kontrollpunkte haben,
sollten Coffee-Shops vorhanden sein, weil
sie auch für andere Drogen einen An-
laufpunkt darstellen. Ich glaube, das sind

die Fragen, die man sich stellen muss.
Wenn ich für mich aus den Erfahrungen in
den Niederlanden ein Fazit ziehe, dann
würde ich sagen, Coffee-Shops sind eine
Form der Drogenabgabe, wie wir sie in
Deutschland nicht benötigen.

Abg. Lars Lindemann (FDP): Meine Fra-
gen richten sich an Prof. Thomasius. In
einer jüngst veröffentlichten Analyse der
Daten von Klienten ambulanter Suchthil-
feeinrichtungen, die Cannabis bezogene
Störungen aufwiesen, zeigte sich u. a.,
dass nahezu ein Sechstel dieser Klienten
die Schule ohne Schulabschluss oder mit
einen Sonderschulabschluss beendet und
dass die Arbeitslosigkeit dieser Klienten
extrem stark zugenommen hat. Sie lag im
Jahr 2009 bei 43,6 Prozent. Wie beurteilen
Sie in diesem Zusammenhang die mögli-
chen sozialen Beeinträchtigungen durch
Cannabiskonsum und welchen Aufwand
müssen Suchthilfeeinrichtungen, Sozi-
alämter, Jugendhilfeeinrichtungen und
Arbeitsagenturen bei diesen Klienten
leisten? Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie
in Ihrer Antwort auch kurz ausführen
könnten, ob es bei der Rehabilitationsfä-
higkeit, also der Wiedereingliederung in
den Erwerbsprozess, einen Unterschied
zwischen den Klienten mit einer zehn- bis
15-jährigen Cannabiskarriere und jenen
mit Alkoholproblemen gibt.

SV Prof. Dr. Rainer Thomasius: Ihre Frage
bringt einen wichtigen Aspekt zur Spra-
che: Das ist die durch Cannabis verur-
sachte Entwicklungsstörung in der Ado-
leszenz. Junge Menschen, die mit 14 oder
15 Jahren in den Cannabisgebrauch ein-
steigen – Risikopopulationen machen dies
in Deutschland deutlich früher, nämlich
mitunter mit elf oder zwölf Jahren –,
durchlaufen nicht mehr die alterstypi-
schen Entwicklungsphasen. Sie bleiben in
ihrer psychosozialen Entwicklung auf dem
Lebensalter bzw. auf dem Niveau stehen,
auf dem sie sich bei Beginn des regelmä-
ßigen Cannabisgebrauchs befanden.
Kommen diese jungen Menschen mit 17
oder 18 Jahren zu uns in das Behand-
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lungssystem, weisen sie in aller Regel
Entwicklungsrückstände von fünf bis
sechs Jahren auf. Hinzu kommt eine Kar-
riere von Schulversagen oder Ausbil-
dungsabbrüchen, die im therapeutischen
Prozess aufgefangen werden muss.
Schwere Entwicklungs- und Motivations-
störungen bis hin zu den sehr umstrittenen
amotivationalen Syndromen können
durch Cannabis verursacht werden. Diese
sind bei keiner anderen illegalen Droge in
diesem Maße feststellbar. Im klinischen
Bereich sind diese ganz gravierenden
Schäden durch regelmäßigen Cannabisge-
brauch feststellbar. Sie fragten auch nach
der Rehabilitationsfähigkeit. Das deutsche
Suchthilfesystem – Herr Hüllinghorst und
Dr. Gaßmann werden das bestätigen kön-
nen – wurde in den letzten fünf bis
15 Jahren umstrukturiert, weil die Popu-
lation der behandelten Patienten immer
jünger geworden ist. Mittlerweile nimmt
der Anteil der jungen Cannabiskonsu-
menten unter den Erstbehandelten mit
Störungen durch illegale Substanzen die
größte Population in der deutschen
Suchthilfe ein. 61 Prozent aller Erstbe-
handelten, Herr Dr. Gaßmann, sind die
jungen Cannabisabhängigen. Bei ihnen
müssen wir im therapeutischen Prozess
die Entwicklungsrückstände von vielen
Jahren auffangen. Bei der Versorgungssi-
tuation haben wir in Deutschland enorme
Defizite. Denn die im Erwachsenenbereich
eingeführte Suchtrehabilitation gibt es
faktisch für Kinder und Jugendliche nicht.
Deshalb müssen die jungen Cannabisab-
hängigen in der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie behandelt werden. Wir haben in
Deutschland 22 Suchtschwerpunkte mit
insgesamt knapp 220 Betten. Dies genügt
aber bei Weitem nicht. Die Behandlung
dauert sehr lange, um überhaupt bei die-
sen schwer durch Cannabis gestörten Po-
pulationen eine Rehabilitationsfähigkeit
herzustellen. Bitte erlauben Sie mir noch
eine Bemerkung zu Herrn Gaßmann. Ich
war erschrocken, als ich vom Vorsitzen-
den der Deutschen Hauptstelle für Such-
fragen hörte, in Deutschland hätten wir
keine Cannabisprävention. Ich stelle die
Gegenhypothese auf und sage, wir haben
mit die beste Suchtprävention zum Thema

„Cannabis“ in Europa. Sie reicht von der
allgemeinen Prävention und der Vielzahl
der in den letzten Jahren entwickelten
Schulprogramme über Internetplattformen
für Eltern oder Schüler und der sekundä-
ren Prävention, beispielsweise das Projekt
„FreD“, bis hin zur tertiären Prävention.
Das Bundesgesundheitsministerium hat in
den letzten Jahren sehr unterschiedliche
Programme für cannabisgefährdete junge
Menschen unterstützt. Diese kommen im
Moment auf den Markt. Sie wurden
manualisiert und werden nun flächende-
ckend in das deutsche Suchthilfesystem
implementiert. Man kann wirklich nicht
behaupten, in Deutschland gebe es keine
Cannabisprävention.

Abg. Dr. Martina Bunge (DIE LINKE.): Ich
möchte eine kurze Vorbemerkung machen.
Natürlich wollen wir die Gesetze so än-
dern, dass die in unserem Antrag vorge-
schlagenen Regelungen gesetzeskonform
sind. Wer, wenn nicht der Bundesgesetz-
geber, sollte dies anschieben? Wir wollen
keine gesetzeswidrigen Regelungen ein-
führen. Ich möchte zunächst Dr. Gaßmann
die Möglichkeit geben, seine Sicht auf die
Ausführungen von Prof. Thomasius dar-
zustellen. Ich habe gesehen, dass er heftig
den Kopf schüttelte. Auf unseren Antrag
bezogen würde mich die Ausgestaltung
der Prävention in Deutschland sowie der
Jugendschutz interessieren. Meine zweite
Frage richte ich an Herrn Wurth. Wir ha-
ben in unserem Antrag Cannabis-Clubs
vorgeschlagen. Dies aber dezidiert als
Möglichkeit, den Eigenanbau auf die Clubs
zu delegieren. Anders als bei anderen
Forderungen, die sehr knapp formuliert
sind, haben wir diese Forderung konkre-
tisiert. Mich würde Ihr Kenntnisstand
bezüglich der Cannabis-Clubs interessie-
ren. In welchen Ländern gibt es diese
Clubs, wie sind sie ausgestaltet und wel-
che Erfahrungen gab es damit?

SV Dr. Raphael Gaßmann: Offensichtlich
wird die Position der Deutschen Haupt-
stelle für Suchtfragen von den anwesen-
den Gutachtern sehr widersprüchlich
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eingeschätzt. Zunächst wurde gesagt, ich
hätte Coffee-Shops positiv beurteilt. Ich
habe Coffee-Shops nicht positiv beurteilt,
ich würde auch die Cannabis Social Clubs
in Spanien nicht positiv beurteilen. Der
Grund ist relativ einfach: Es fehlen aktu-
elle Untersuchungen über die Auswir-
kungen von Coffee-Shops. Damit meine
ich keine Einzelstudien, sondern aktuelle,
breit angelegte Untersuchungen. Zu den
Cannabis Social Clubs liegen überhaupt
keine Untersuchungen vor. Deshalb haben
wir in unserer Stellungnahme auch ge-
schrieben, dass die Auswirkungen zu
eruieren und zu untersuchen wären. Zu
den Cannabis Social Clubs sind nur ein-
zelne Fakten bekannt: beispielsweise, dass
ein Club wegen illegaler Geschäfte ge-
schlossen wurde. Diese Fakten ergeben
aber kein Gesamtbild und ermöglichen
somit auch keine genaue Einschätzung.
Ich habe nur festgestellt, dass die gültigen
epidemiologischen Daten und die sehr
soliden internationalen Untersuchungen
sagen, in den Niederlanden ist der Kon-
sum trotz oder wegen der Coffee-Shops –
auch dies ist nicht bekannt – geringer.
Damit habe ich mich weder positiv noch
negativ zu Coffee-Shops geäußert. Im Zu-
sammenhang mit den präventiven Maß-
nahmen haben Sie „FreD – Frühinterven-
tion bei erstauffälligen Drogenkonsumen-
ten“ genannt. Allerdings heißt dieses Pro-
gramm nicht „PreD – Prävention bei
Erstauffälligen“, sondern eben Früher-
kennung. Früherkennung ist keine Prä-
vention. Früherkennung ist eine Interven-
tion bei jungen Menschen, die Schwie-
rigkeiten haben und bereits von der Polizei
aufgegriffen wurden. Die Maßnahmen, die
Sie nennen, Prof. Thomasius, gibt es na-
türlich. Und zum Glück gibt es sie. Aber
eine Prävention – ich habe deutlich ge-
macht, welche Art von Prävention ich
meine –, die flächendeckend und konti-
nuierlich ist und die sich nicht aus-
schließlich an Problemkonsumenten
wendet, die bereits vor Gericht gestanden
haben, fehlt in Deutschland. Es fehlt eine
allgemeine Prävention, die sich vor allem
an junge Menschen wendet und das Ziel
hat, zu sagen: steigt möglichst spät ein und
wenn, dann konsumiert es selten und so

sicher wie möglich. In der Deutschen
Hauptstelle für Suchtfragen sind, mit
kleinen Ausnahmen, alle Verbände zu-
sammengeschlossen, die Suchthilfe an-
bieten – egal ob es um Alkohol, illegale
Suchtmittel, Rauchen oder sonstige
Süchte geht. Zusammen sind das mehr als
1.000 ambulante Beratungsstellen und
einige hundert Kliniken für stationäre
Therapien. In den letzten zehn bis
15 Jahren ist eine steigende Nachfrage
nach Hilfe und Therapie im Bereich Can-
nabis zu erkennen. Unter die Cannabis-
problematik fallen junge Menschen, die
gerade mit dem Konsum angefangen ha-
ben, deren Eltern sich Sorgen machen,
weil sie bei ihrem 15-jährigen Jungen ein
braunes Ding gefunden haben, und sie
wissen wollen, was dies zu bedeuten hat,
was man tun kann und wohin der Konsum
führt. Es betrifft aber auch Klienten in den
stationären Einrichtungen, die schwere
Probleme haben und mehrere Monate sta-
tionär behandelt werden müssen – Herr
Prof. Thomasius kennt die Fälle natürlich
aus seiner reichhaltigen Erfahrung als
Therapeut. Insgesamt haben diese Fälle in
den letzten zehn Jahren zugenommen. Auf
Grund dieser Erkenntnis wurden die Hilfe-
und Therapieangebote ausgeweitet. Das
heißt, obwohl der Höhepunkt des Canna-
bisgebrauchs vor rund drei oder vier Jah-
ren lag – derzeit sinkt der Konsum wieder
leicht – steigt die Nachfrage nach Canna-
bistherapien kontinuierlich, weil die ent-
sprechenden Angebote vorhanden sind.
Bei einem Rausch- und Suchtmittel, das
von mehreren Millionen Menschen kon-
sumiert wird –, haben wir 20.000 oder
30.000 Therapien auf Grund der Haupt-
diagnose Cannabiskonsum. Hinzuzu-
rechnen sind noch jene Einrichtungen, die
nicht befragt wurden. In Summe kommt
man wahrscheinlich auf 35.000 durchge-
führte Therapien. Dazu müssen noch jene
Konsumenten addiert werden, die gar
nicht in Therapie gehen. Wir wissen nicht,
wie viele dies sind. Die Angebote werden
jedenfalls immer stärker genutzt. Sie sind
sehr professionell geworden und sehr
hilfreich. Aber ich wiederhole: Es geht
nicht um die Frage, wie gefährlich ist
Cannabis, sondern es geht um die Frage,
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was nützen Verbote und was sind die Al-
ternativen zu den Verboten. Das müssen
wir diskutieren.

SV Georg Wurth: Es wurde die Frage ge-
stellt, wo es Cannabis Social Clubs gibt
und welche Auswirkungen diese haben.
Die Cannabis Social Clubs sind sehr eng an
den legalen Einkauf von Hanfsamen und
den legalen Eigenanbau durch Privatleute
gebunden. In den meisten europäischen
Staaten ist der Handel mit entsprechenden
Hanfsamen erlaubt. In Deutschland sind
die Hanfsamen erst sei 1998 verboten – das
ist nicht unbedingt Gott gegeben, sondern
ein eher deutscher Weg, vor allem, wenn
er so konsequent durchgesetzt wird wie
hier. Der Anbau ist im europäischen Raum
in Spanien, Belgien, Niederlande und
Tschechien legal oder zumindest gedul-
det. In Tschechien wurde er zur Ord-
nungswidrigkeit herabgestuft. Gestern
habe ich erfahren, dass Slowenien eben-
falls das Strafmaß verändern will. Für die
Cannabispatienten in den USA ist dies
ebenfalls ein großes Thema. Es gibt in
Belgien einen Cannabis Club in der Form,
wie es der Antrag fordert. Der belgische
Club hat etwa 150 Mitglieder und arbeitet
mittlerweile recht unproblematisch – der
letzte Prozess fand 2010 statt. Seit dieser
Zeit operieren die Clubs in Zusammenar-
beit mit den Behörden an acht bekannten
Standorten, wo jeder Konsument seine
Cannabispflanze erhält. Das ist inzwi-
schen kein Problem mehr. In Spanien ist
die Anzahl der Clubs unbekannt, da es
weder eine Statistik noch ein Kataster gibt,
in dem sie registriert werden. Man schätzt
aber, dass die Zahl der Clubs bei rund 200,
vielleicht sogar bei 300 liegt. Es ist richtig,
dass die meisten Cannabis Social Clubs,
aber nicht alle, im Baskenland zu finden
sind. Allerdings gibt es in ganz Spanien
Clubs, von denen viele offiziell und offen
arbeiten und von den Behörden nicht be-
helligt werden. Zwar wird behauptet, dass
die Clubs im Graubereich, also halblegal
arbeiten würden, das sehe ich aber nicht
so. Es gibt zwar kein Cannabis Social
Club-Gesetz, das genau regelt, wie die
Clubs zu funktionieren haben, allerdings

plant man im Baskenland eine entspre-
chende Regelung. Da die Clubs ihre Ge-
richtsprozesse gewonnen haben, ist die
Angelegenheit im Prinzip juristisch ent-
schieden. Insofern kann man bei 200 Clubs
mit tauschenden Mitgliedern, die legal
Cannabis anbauen, kaum noch von einem
Graubereich sprechen. Hinsichtlich der
Konsequenzen muss ich sagen, dass es
keine wissenschaftliche Auswertung gibt.
Das könnte man aber in Deutschland ma-
chen. Wir sind immer sehr gründlich –
versuchen wir es einfach und untersuchen
die Sache. Die Vorteile der Clubs sind,
dass die Konsumenten saubere Ware er-
halten und entkriminalisiert werden. Sie
werden von Polizei und Justiz nicht ver-
folgt und umgekehrt spart sich die Polizei
eine Menge Aufwand, wenn sie die Leute
unbehelligt lässt. Von Nachteilen oder
negativen Auswirkungen, dass zum Bei-
spiel ein kriminelles Umfeld entsteht,
habe ich noch nichts gehört. Es wurde
berichtet, dass vor einiger Zeit in Bilbao
zwei Cannabis Social Clubs geschlossen
worden seien. Dabei handelt es aber um
zwei von ungefähr 60. Das heißt, die an-
deren sind weiterhin geöffnet. Ich denke,
wenn tatsächlich einmal ein Club ge-
schlossen wird, ist dies vielmehr ein Zei-
chen dafür, dass das Ganze funktioniert.
Die Clubs werden überwacht und wenn
Unregelmäßigkeiten geschehen, werden
sie geschlossen. Dies bringt mehr und
nicht weniger Kontrolle. Durch die Clubs
verliert man nicht die Kontrolle, wie ge-
rade behauptet wurde, sondern es wird,
dadurch, dass man Regelungen einführt,
die Kontrolle übernommen. Notwendig
wäre allerdings eine Diebstahlsicherung
für die angebauten Pflanzen, damit Kri-
minelle sie nicht stehlen können. Dies ist
im Prinzip auch schon das größte Problem.
Ein anderes Problem stellen die Clubs
natürlich für die illegalen Händler dar, die
Cannabis verkaufen. Ihnen entgeht nun
der Umsatz. Aber ich habe noch von kei-
nem Fall gehört, dass sich ein illegaler
Händler offiziell beschwert hätte. Insofern
ist die ganze Sache in Spanien recht un-
problematisch. Die Clubs haben nur Vor-
teile gebracht, von Nachteilen hört man
nicht viel.
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Abg. Dr. Harald Terpe (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Prof. Thomasius hat über das
Ausmaß des Konsums und dessen Gefah-
ren insbesondere für Kinder und Jugend-
liche gesprochen. Ich würde gerne von
Herrn Meyer-Thompson wissen, wie er
das gesundheitliche Risiko des Cannabis-
konsums unter Berücksichtigung einer
notwendigen Differenzierung zwischen
einmaligem, regelmäßigem und riskantem
Konsum bewertet. Meine zweite Frage
richte ich an Frau Dr. Krumdiek. Seit ei-
nigen Jahren wird zur Begründung des
Cannabisverbots verstärkt argumentiert,
dass es einen rapide ansteigenden
THC-Gehalt gebe. Trifft diese Behauptung
aus Ihrer Sicht zu?

SV Hans-Günter Meyer-Thompson: Nicht
nur die deutschen Beobachtungen in den
Kinder- und Jugendpsychiatrien haben
dazu beigetragen, dass die Risikopotenzi-
ale von Cannabis im Vergleich zum Stand
in den 1990er Jahren neu bewertet wur-
den. Heute entstehen Psychosen, neuro-
kognitive Störungen und Entwicklungs-
störungen früher und wohl auch in stär-
kerem Umfang. Sie sind auch früher zu
beobachten als vor zehn bis 15 Jahren.
Darüber muss man sich im Klaren sein.
Dies hat auch dazu beigetragen, dass die
Befürworter eines pragmatischen, in mei-
nen Augen liberalen Umgangs mit Canna-
bis, das Argument der Harmlosigkeit nicht
mehr anführen. Cannabis wird nicht mehr
als harmlos bezeichnet. Wir reden über
eine Substanz, die ihre eigenen Risikopo-
tenziale hat. Hier fand in den letzten zehn
bis 15 Jahren eine neue Entwicklung statt,
weil sich der Markt der fortgesetzten Kri-
minalisierung angepasst und neue Pro-
dukte hervorgebracht hat. Diese Entwick-
lung wird von ökonomischen und krimi-
nellen Gesetzmäßigkeiten geprägt. Die
Händler versuchen, die Produktion näher
an den Verbraucher heranzubringen. Sie
versuchen, das Produkt schneller herzu-
stellen, zum Beispiel durch drei Jahres-
ernten im Gewächshaus, und den Gehalt
zu steigern. Die Zusammensetzung der
Substanz hat sich dadurch so geändert,
dass aus psychiatrischer Sicht der Ver-

dacht nahe liegt, dass es Unterschiede
zwischen dem alten Freilandhanf und den
neuen Gewächshaussorten gibt. Dadurch
stellen die Folgen der Prohibition einen
neuen Grund für die Aufrechterhaltung
der Prohibition dar. Dies ist aber ein
Denkfehler. Denn die Beobachtungen aus
den Kinder- und Jugendpsychiatrien und
die Ergebnisse, die sich aus den Zentren
mit Risikogruppen ergeben, lassen sich
nicht auf erwachsene Konsumenten und
auf einen Konsum, den man bei allen an-
deren Substanzen als moderat, geregelt
und maßvoll bezeichnen würde, übertra-
gen. Wenn man die Frage, ob es einen
moderaten, aus medizinischer Sicht un-
schädlichen Konsum gibt, völlig unab-
hängig von ideologischen Prägungen und
Vormeinungen beantworten will, muss
man mit Ja antworten. Darauf zielt der
Antrag der Fraktion DIE LINKE. Damit soll
die Diskussion befördert werden, wie man
in einer Gesellschaft, in der sich Hanf in
der erwachsenen Bevölkerung inzwischen
in einer Gruppe von mehreren 100.000
steuerzahlenden Familienvätern, Wählern
und Wählerinnen aller Parteien bis hinein
in Altersheime und bestimmte Patienten-
gruppen ausgebreitet hat, aus realpoliti-
scher und medizinischer Sicht dazu bei-
tragen kann, den Konsum so unschädlich
wie möglich zu gestalten. Das ist die Frage,
der man sich stellen muss.

SVe Dr. Nicole Krumdiek: Ich schließe
mich den Ausführungen meines Vorred-
ners an und will noch einmal betonen,
dass wir hier über das Betäubungs-
mittelgesetz sprechen. Dessen Schutz-
zweck ist die Volksgesundheit. Ich höre
immer wieder die Argumentation, dass
Jugendliche vor einem intensiven Konsum
geschützt werden müssen. Das ist zwar
korrekt, aber durch das Betäubungsmit-
telgesetz soll nicht nur diese Risikogruppe
geschützt werden. Hierfür gibt es eigene
Regularien. Sie verkennen als Mediziner
die strafrechtliche und verfassungsrecht-
liche Zielsetzung des Strafrechts als Ulti-
ma Ratio. Das Gesetz zum Schutz vor
nichtionisierender Strahlung bei einer
Anwendung am Menschen wurde speziell
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für Jugendliche gemacht, damit diese nicht
mehr in Solarien gehen. Man hat die Ge-
fahr für Jugendliche erkannt und deshalb
ein entsprechendes Gesetz erlassen. Kein
Mensch, auch nicht der Gesetzgeber, wäre
auf den Gedanken gekommen, alle Besu-
cher von Solarien zu bestrafen, nur damit
die Jugendlichen geschützt sind. Dass
Jugendliche vor intensivem Konsum ge-
schützt werden müssen, ist unbestritten.
Dies darf aber nicht mit dem schärfsten
Schwert und nicht auf Kosten der großen
Mehrheit an Erwachsenen gehen, deren
Konsum nicht die schädigenden Folgen
hat, die bei jugendlichen Konsumenten
eintreten können. Bei Erwachsenen be-
steht überhaupt keine Gefahr. An dieser
Stelle wird mit Kanonen auf Spatzen ge-
schossen. Es werden Leute kriminalisiert,
bei denen kein Gefahrenpotenzial festzu-
stellen ist. Das möchte ich deutlich beto-
nen. Der Zweck des Betäubungsmittelge-
setzes, der Schutz der Volksgesundheit,
wird stets außer Acht gelassen. Jugend-
liche sind zwar ein wichtiger Teil der
Volksgesundheit, aber auch nur ein Teil.
Wenn es um den Jugendschutz geht, muss
ich sagen, eine Kontrolle und ein Schutz
auf dem Schwarzmarkt sind nicht mög-
lich. Ich komme jetzt zur Antwort meiner
eigentlichen Frage. Aus subjektiven Emp-
findungen heraus wird vielfach von einem
massiven Anstieg der THC-Gehalte ge-
sprochen und argumentiert, dass es sich
dabei nicht mehr um eine harmlose Sub-
stanz handele und Cannabis zu den harten
Drogen zu zählen sei. Anhand der Statistik
kann man feststellen, dass seit 1997 – seit
immerhin 15 Jahren – der THC-Gehalt
nicht angestiegen ist. Er stagniert bei Ma-
rihuana und ist bei Cannabisharz sogar
rückläufig. Dieses Argument, wo auch
immer es herkommt, ist weder auf natio-
naler noch auf europäischer Ebene statis-
tisch belegt. Ich würde gerne die Studien
sehen, die entsprechende Anhaltspunkte
aufzeigen. Und wenn die THC-Gehalte als
unerwünscht erachtet werden, ist deren
Höhe eine der Folgen der Prohibition. Ich
kann deshalb nur wiederholen: Die Höhe
des THC-Gehalts kann nicht zur Begrün-
dung der Prohibition dienen. Nur wenn es
eine staatliche Kontrolle gibt, können auch

die THC-Gehalte kontrolliert werden. Bei
Verbotenem kann keine Kontrolle statt-
finden. Das hat uns schon die Alkohol-
prohibition in den Staaten gelehrt.

Abg. Jens Spahn (CDU/CSU): Nach mei-
nen persönlichen empirischen Erfahrung
im eigenen Umfeld in
Nordrhein-Westfalen habe ich nicht den
Eindruck, dass dort eine massive Krimi-
nalisierung derjenigen, die Cannabis zum
Eigenverbrauch besitzen, stattfindet. Ich
weiß auch nicht, ob die Situation im Land
immer richtig beschrieben wird. Ich neh-
me sie im eigenen Bekanntenkreis, zum
Beispiel bei Schulkollegen, nicht unbe-
dingt wahr. Unabhängig davon habe ich
eine Frage an Prof. Thomasius. Dr. Gaß-
mann hat sich bereits zur Situation in den
Niederlanden geäußert. Können Sie Aus-
sagen zur Abhängigkeitsentwicklung ma-
chen? Nicht ohne Grund macht sich die
niederländische Politik mittlerweile in-
tensive Gedanken über ihre Drogenpolitik
– mein Wahlkreis liegt direkt an der nie-
derländischen Grenze – und nicht ohne
Grund sind die Niederlande Ausgangs-
punkt nahezu der gesamten europäischen
Drogenverkehrswege und Ursprungsland
vieler Drogen. Dort hat es offensichtlich
eine nicht ganz unproblematische Dro-
genpolitik gegeben. In diesem Zusam-
menhang stellen die Niederländer – zu-
nehmend übrigens parteiübergreifend –
ihre Coffee-Shop-Politik in Frage. Wie
schätzen Sie, Prof. Thomasius, die Situa-
tion ein? Es wird immer wieder gesagt, es
sei nicht die Frage, ob Cannabis abhängig
mache oder ob es schädlich sei, sondern es
gehe vielmehr um den Umgang mit Can-
nabis. Das kann man auch aus dem Antrag
der Fraktion DIE LINKE. herauslesen. Die
Gefahr wird herunter gespielt, indem man
sagt, das eigentliche Problem und die Ur-
sache für sozialschädliche Folgen sei die
Illegalisierung. Dazu möchte ich Prof.
Thomasius fragen: Würde es tatsächlich
überhaupt keine sozialschädlichen Folgen
geben, wenn Cannabis legal wäre? Gibt es
nur bei Kindern und Jugendlichen oder
auch bei Erwachsenen – das wurde gerade
angedeutet – Probleme?
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SV Prof. Dr. Rainer Thomasius: Aus den
Verhältnissen in den Niederlanden ziehe
ich andere Schlussfolgerungen als Dr.
Gaßmann. Es liegen im Zweijahresabstand
durchgeführte Untersuchungen bei 14-,
15- und teilweise 16-jährigen Schülerin-
nen und Schülern vor, die zeigen, dass im
europäischen Vergleich niederländische
Jugendliche überdurchschnittlich viel
Cannabis konsumieren und dass sie be-
sonders früh mit dem Gebrauch beginnen.
Fragt man diese niederländischen Schü-
lerinnen und Schüler nach der Gefähr-
lichkeit von Cannabis, wird noch einmal
ein signifikanter Unterschied zu anderen
europäischen Ländern deutlich: Die
Schüler sind nämlich der Auffassung,
Cannabis sei ungefährlich. Hierin sehe ich
einen wesentlichen Grund für die Auf-
rechterhaltung von Verboten bzw. für
entsprechende Gesetze. Gesetze haben
etwas mit Meinungsbildung zu tun. Das
gilt vor allen Dingen für jene Menschen,
die noch keine eigene Meinung zu be-
stimmten Themen und Sachverhalten
haben. Das sind naturgemäß Kinder und
Jugendliche. Ich denke, die Coffee-Shops
haben bei den niederländischen Jugend-
lichen viel zu dieser verharmlosenden
Sicht der Auswirkungen des Cannabis-
missbrauchs beigetragen. Das haben die
Niederländer selber auch erkannt und
deshalb 1996/97 ein Coffee-Shop-Verbot
für 16- und 17-Jährige eingeführt. Infolge
dieser Maßnahme ist die Prävalenz bei den
Jugendlichen in den Jahren 1997, 1998
und 1999 tatsächlich gesunken. Das ist ein
weiterer Beleg dafür, dass mit gesetzgebe-
rischen Maßnahmen durchaus etwas er-
reicht werden kann. Natürlich haben wir
auch Erwachsene einbezogen, als wir über
die schädlichen Auswirkungen von Can-
nabis gesprochen haben. Denn es ist nicht
so, Frau Dr. Krumdiek, dass sich die un-
günstigen Auswirkungen nur bei Kindern
und Jugendlichen bemerkbar machen. Das
Gegenteil trifft zu. Ich beklage immer
wieder, dass wir bei Kindern und Jugend-
lichen international einen sehr schlechten
Forschungsstand haben. Die vorliegende
Evidenz bezieht sich fast ausschließlich
auf Erwachsene und zeigt, dass Cannabis
bei Erwachsenen Atemwegserkrankungen

– chronische Bronchitiden – hervorrufen
und ein erhöhtes Krebs- und Herzinfarkt-
risiko zur Folge haben kann. Die Exeku-
tivfunktionen dreijähriger Kinder, deren
Mütter Cannabis konsumieren, sind ein-
geschränkt. Hinsichtlich der Gedächtnis-
funktionen war seit Langem bekannt, dass
Reaktionsfähigkeit, Kurzzeitgedächtnis
usw. durch Cannabiskonsum akut beein-
trächtigt werden. Neuere amerikanische
und britische Studien aus den letzten zwei
bis fünf Jahren haben nun gezeigt, dass die
Gedächtnisfunktion – das Verbalgedächt-
nis ist für das Lernen sehr wichtig – auch
bei einer halbjährigen Cannabisabstinenz
überdauernd eingeschränkt bleibt. Diese
Studien wurden leider alle nur bei Er-
wachsenen durchgeführt. Auch die schi-
zophrenen Psychosen oder Depressionen,
die wir bei Cannabisabhängigen sehen,
wurden nur bei Erwachsenen untersucht.
Die letzte Frage bezog sich auf die un-
günstigen Sozialauswirkungen von Can-
nabis. Wir haben noch nicht über die er-
schreckenden Verkehrsunfälle gespro-
chen, die von intoxikierten Fahrern ver-
ursacht werden. Neue Untersuchungen
zeigen, dass im zurückliegenden Jahr 50
Prozent der Cannabisintoxikierten min-
destens ein Mal in das Fahrzeug einge-
stiegen sind. Wir wissen aus Verkehrsun-
fallverursachungsstudien, dass gerade die
Restintoxikationen mit besonders schwe-
ren Personenschäden und Schäden mit
Todesfolgen einhergehen. Dies gilt auch
für den Bereich einer ganz niedrigen
Konzentrationen von nur einem Nano-
gramm. Insofern kommt es auch ohne an
das Betäubungsmittelgesetz zu denken zu
Sozialschäden als direkte Auswirkung der
Cannabisintoxikation. Bei den jungen Er-
wachsenen kommen Motivationsstörun-
gen sowie Schul- und Ausbildungsab-
brüche hinzu.

Abg. Angelika Graf (Rosenheim) (SPD):
Zur Fahrtüchtigkeit möchte ich von Dr.
Dahlenburg wissen, ob die Bewertung der
Fahrtüchtigkeit im Straßenverkehr bei
Alkohol und Cannabis gleichgesetzt wer-
den kann bzw. wie man die Fahrtüchtig-
keit vor dem Hintergrund der zum Teil
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nicht gut ausgebildeten Forschungsergeb-
nisse einschätzen kann, und welche Mög-
lichkeiten es gibt, Grenzwerte festzulegen.
Meine zweite Frage, die sich mit der er-
laubten Eigenbedarfsmenge im Rahmen
der Strafbarkeit des Cannabisbesitzes in
den einzelnen Ländern beschäftigt, richte
ich ebenfalls an Dr. Dahlenburg. Die
Mengenregelung ist in den Ländern und
zum Teil auch innerhalb der Gerichtsbe-
zirke – Herr Wurth hat bereits darauf
hingewiesen – unterschiedlich. Welche
Gründe sind dafür aus Ihrer Sicht maß-
geblich, und welche Bedeutung messen
Sie einer bundeseinheitlichen Regelung –
insbesondere vor dem Hintergrund der
durch den BGH angemahnten einheitli-
chen Regelung – bei?

SV Dr. Rainer Dahlenburg: Erlauben Sie
mir, auf die zweite Frage nicht zu ant-
worten, da dies ein juristisches Thema ist
und ich aus dem Bereich der Forensik
komme. Ich würde entweder Frau Dr.
Krumdiek oder Herrn Patzak bitten, zu
antworten. Hinsichtlich der Festlegung
einer bestimmten Konzentration im Blut
für die Begutachtung der Fahrtüchtigkeit
gab es lange Auseinandersetzungen in der
Grenzwertkommission. Letztendlich hat
man sich darauf geeinigt, dass ein Nano-
gramm der Wert ist, der in etwa mit einer
alkoholischen Beeinflussung von
0,5 Promille vergleichbar ist. Es fehlen
allerdings entsprechende Vergleichsun-
tersuchungen. Aufgrund der Kinetik ist
der Abbau von Cannabis nicht mit dem
Abbau von Alkohol vergleichbar. Bei Al-
kohol haben wir den Vorteil, dass es eine
sogenannte Nullkinetik gibt. Das heißt der
Abbau ist im Sättigungsbereich linear –
also konstant. Bei THC ist dies anders.
Aber durch Erfahrung und Auswertung
der Untersuchungsergebnisse hat man sich
auf den Wert von einem Nanogramm ge-
einigt, ab dem man die 0,5 Promille ver-
gleichsweise heranziehen kann. Es gibt
natürlich Möglichkeiten, auch niedrigere
Konzentrationen zu untersuchen. Aus den
verfügbaren Daten ist aber erkennbar, dass
oberhalb von einem Nanogramm die Aus-
fallerscheinungen tatsächlich korrelieren.

Bei der Begutachtung der Analyseergeb-
nisse wird von dieser Annahme ausge-
gangen. Die eigentliche Festlegung, ob
eine Fahruntüchtigkeit vorliegt, trifft aber
nicht der Forensiker. Er misst nur einen
Wert und stellt diesen Wert in Korrelation.
Die Feststellung hinsichtlich der Fahrun-
tüchtigkeit wird durch die entsprechende
strafprozessuale Begutachtung, also vom
Staatsanwalt bzw. vom Richter vorge-
nommen.

SV Staatsanwalt Jörn Patzak: § 31a Be-
täubungsmittelgesetz (BtMG) regelt, dass
die Staatsanwaltschaft in Fällen der ge-
ringen Menge und falls keine Fremdge-
fährdung vorliegt, das Verfahren einstellen
kann. Im berühmten Haschischbeschluss
von 1994 hat das Bundesverfassungsge-
richt eine einheitliche Anwendung dieser
geringen Menge bzw. dieser Vorschrift
angemahnt. Zum damaligen Zeitpunkt war
die Anwendung extrem unterschiedlich.
Es gab ein Nord-Süd-Gefälle: In Schles-
wig-Holstein waren bis zu 30 Gramm und
in Bayern und Baden-Württemberg tradi-
tionell nur sechs Gramm erlaubt. In den
letzten vier bis fünf Jahren war die geringe
Menge nahezu einheitlich geregelt. In al-
len Ländern gab es von Staatsanwalt-
schaften, Generalstaatsanwaltschaften
oder auch Ministerien Regelungen, die
sechs Gramm erlaubten. Nur in Berlin lag
dieser Wert bei 15 Gramm. Die hierzu
durchgeführte Untersuchung von Paoli
und Schäfer stellte fest, dass die unter-
suchten Staatsanwaltschaften in den
überwiegenden Fällen bei einem Besitz
von bis zu sechs Gramm die Verfahren
einstellten. Das war zu einer Zeit, als wir
noch unterschiedliche Grenzwerte hatten.
Das Problem, das ich jetzt sehe, ist, dass in
den letzten Jahren dieser nahezu einheit-
liche Grenzwert von sechs Gramm nach
und nach wieder angehoben wird. In
Nordrhein-Westfalen gilt sei Mai 2011 ein
Wert von zehn Gramm. Rheinland-Pfalz
plant ebenfalls, den Wert wieder hochzu-
setzen. Das ist sicherlich ein falsches Sig-
nal. Denn mit der einheitlichen Regelung,
die das Verfassungsgericht wollte, hatten
wir eine sinnvolle Lösung. Ich komme
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jetzt zum entscheidenden Punkt: Wie ge-
hen wir tatsächlich mit der Grenzwertre-
gelung um? Ich muss Herrn Wurth wi-
dersprechen. Das Bild, das er von polizei-
lichen Verfahren zeichnet – ich weiß nicht
woher er diese Erfahrungen hat –, stimmt
in dieser Form nicht. In der Regel wird
beim Besitz kleiner Mengen eine soge-
nannte vereinfachte Betäubungsmittelan-
zeige aufgenommen. Der Beschuldigte
wird im Nachgang nicht mehr vernommen
und es gibt in der Regel auch keine
Hausdurchsuchungen, weil dafür das
Personal nicht zur Verfügung steht. Polizei
und Staatsanwaltschaft interessiert die
Händlerebene. Das Verfahren wird mit der
vereinfachten BtM-Anzeige an die
Staatsanwaltschaft abgegeben. Dort wird
geprüft, ob § 31a BtMG maßvoll ange-
wendet werden kann. Im Übrigen gibt es
eine solche Rechtsnorm im Strafrecht an
keiner anderen Stelle. Damit will man
genau dieser Problematik Herr werden.
Leider ist bundeseinheitlich noch nicht
geregelt, ob bei Jugendlichen § 31a BtMG
oder das Jugendgerichtsgesetz Vorrang hat.
Ich kann nur darum bitten, dass an dieser
Stelle eine einheitliche Regelung geschaf-
fen wird. Dadurch hätte man eine Rechts-
sicherheit, die durch das Herauf- und
Herabsetzen der geringen Menge behindert
wird.

Abg. Lars Lindemann (FDP): Ich habe eine
kurze Nachfrage an Prof. Thomasius. Sie
hatten vorhin meine Frage nach dem qua-
litativen Unterschied der Rehabilitations-
fähigkeit von Klienten mit einer längeren
Alkohol- oder Cannabiskarriere nicht
vollständig beantwortet. Können Sie noch
einmal erklären, worin die qualitativen
Unterschiede bestehen, wenn man ver-
sucht, diese Personen wieder in das Er-
werbsleben zu integrieren?

SV Prof. Dr. Rainer Thomasius: Die
Gruppe der Alkoholabhängigen, die wir
im deutschen Suchthilfesystem betreuen,
ist naturgemäß deutlich älter als die
Gruppe der Cannabisabhängigen. Wir un-
terscheiden bei den Alkoholabhängigen

zwischen einer früh in die Abhängigkeit
geratenen Population und einer älteren
Population, die im Durchschnitt zwischen
50 und 60 Jahre alt ist, wenn sie in das
Behandlungssystem kommt. Die jüngere
Population ist zwischen 30 und 40 Jahre.
Im Gegensatz dazu sind die Cannabisab-
hängigen, wenn sie in die Reha gehen, 18
bis 25 Jahre alt. Das heißt, diese Gruppe
hatte in aller Regel noch nicht die Mög-
lichkeit, in einem Beruf anzukommen.
Aufgrund der Suchtentwicklung sind
diese Personen zumeist in der Schule und
der Ausbildung gescheitert. Als Konse-
quenz muss sehr viel früher mit berufs-
bildenden Maßnahmen angesetzt werden
– in der Kinder- und Jugendpsychiatrie vor
allen Dingen mit schulischen Maßnah-
men. Unter Cannabisabhängigen ist
Schulabsentismus die Regel. Sie müssen
langsam wieder an die Schule herange-
führt werden. Deshalb ist in der Kinder-
und Jugendrehabilitation eine Klinik-
schule unbedingt erforderlich. In der
Suchtberatung sind Berufsbildung, Be-
rufsförderung und berufsvorbereitende
Maßnahmen erforderlich und eine enge
Zusammenarbeit zwischen den Agenturen
für Arbeit und der Suchtberatung not-
wendig. Dagegen haben die Alkoholab-
hängigen, wenn sie in das Behandlungs-
system kommen, in aller Regel bereits
einen Beruf. Das ist ein altersabhängiges
Phänomen.

Abg. Frank Tempel (DIE LINKE.): Wir
haben inzwischen durchaus sehr unter-
schiedliche Einschätzungen gehört, u. a.
auch, dass der Antrag gegen geltendes
Recht verstößt. Ich denke, das ist der
Normalfall. Ich habe aber auch mit Er-
staunen zur Kenntnis genommen, dass
nach vielen Jahren plötzlich wieder über
das Thema Einstiegsdroge diskutiert wird,
obwohl durch das Bundesverfassungsge-
richt und durch Gutachter, zum Beispiel
1998 im Auftrag von Herrn Seehofer, be-
reits widerlegt wurde, das Cannabis eine
Einstiegsdroge ist. Ich möchte Frau Dr.
Krumdiek bitten, dieses Phänomen noch
einmal näher zu erläutern.
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SVe Dr. Nicole Krumdiek: Das Bundes-
verfassungsgericht hat 1994 in seinem
vielzitierten Beschluss bereits darauf
hingewiesen, dass die Einstiegstheorie wie
wir sie kennen – man konsumiert zunächst
Cannabis, dann Kokain, dann Ampheta-
mine und am Ende Heroin –, in dieser
Form nicht haltbar ist. Die Theorie wurde
richtigerweise abgelehnt und ist in den
wissenschaftlichen Studien bis heute
nicht wieder aufgelebt. Es gab zwischen-
zeitlich einen weiteren Aspekt, der die
Einstiegsdrogentheorie neu belebte: Man
sagte, wenn sich der Konsument auf den
Schwarzmarkt begibt, hat er Kontakt zu
anderen Drogen und ihm fällt es dann
leichter, andere Substanzen als Cannabis
zu konsumieren. Diese Behauptung lässt
sich wissenschaftlich nicht nachweisen.
Darüber hinaus liegt es auf der Hand, dass
der Schwarzmarktbesuch die Folge des
Verbots ist. Deshalb kann er nicht zur Be-
gründung des Verbots dienen. An dieser
Stelle beißt sich die Katze wieder in den
Schwanz.

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Ich habe eine Frage an
Herrn Wurth. Es wurde bereits deutlich
darauf hingewiesen, dass die Kriminali-
sierung auch soziale Folgen, wie bei-
spielsweise eine Stigmatisierung, für den
weiteren Lebensweg hat. Es wurde auch
auf die Führerscheinproblematik einge-
gangen. Können Sie nähere Ausführungen
dazu machen, inwieweit die geltende
Führerscheinverordnung dazu genutzt
wird, Cannabiskonsumenten, völlig un-
abhängig davon, ob sie unter Einfluss von
Cannabis ein Fahrzeug geführt haben, zu
kriminalisieren?

SV Georg Wurth: Nach meiner Ansicht
erfolgt die Diskriminierung nüchterner
Cannabiskonsumenten im Straßenverkehr
massenhaft und systematisch. Es sind
jedes Jahr Tausende, die von Bußgeldern,
MPUs und Führerscheinentzug betroffen
sind, obwohl sie nicht berauscht gefahren
sind. Die Diskriminierung geschieht auf
zwei Ebenen: Zunächst auf der strafrecht-

lichen Ebene bei einer direkten Drogen-
fahrt, wobei es um dieses eine Nanogramm
geht. Ich bin der Meinung, dass
ein Nanogramm ein viel zu niedriger An-
satz ist. Wir sollten vielleicht unsere
Quellen noch einmal vergleichen. Sie
hatten gesagt, die
Ein-Nanogramm-Regelung sei als Einigung
zustande gekommen und ein Nanogramm
sei mit 0,5 Promille Alkohol vergleichbar.
Dies widerspricht völlig meinen Informa-
tionen. Im Gutachten von Daldrup und
Berghaus wird die Vergleichbarkeit bei
fünf bis acht Nanogramm angesetzt. Nach
meinen Informationen dürfen in der
Schweiz sogar Straßenbahnfahrer noch
mit zwei Nanogramm fahren. Die
Ein-Nanogramm-Regelung rührt meines
Wissens daher, dass die Nachweismetho-
den immer feiner wurden und immer noch
kleinere Restmengen nachgewiesen wer-
den können. Daraufhin hat man bei einem
Nanogramm einen Cut gemacht, da es
irgendwann albern wird, wenn man ver-
sucht, in den Spuren noch etwas zu lesen.
Es gibt viele Leute, die völlig nüchtern
fahren. Konsumenten haben oft noch nach
vielen Stunden, am nächsten Tag, teil-
weise sogar noch nach etwa zwei bis drei
Tagen ein Nanogramm im Blut. Es hängt
vom persönlichem Stoffwechsel ab, wie
schnell der Abbau erfolgt. Diese Leute sind
aber definitiv vollkommen nüchtern,
wenn sie mit 1,5 Nanogramm, zwei oder
drei Nanogramm Auto fahren. Wird ein
entsprechender Wert festgestellt, werden
die Menschen aber entsprechend bestraft.
Über weitere Folgen, die über den straf-
rechtlichen Aspekt der Drogenfahrt hin-
ausgehen, wird oft gar nicht informiert. Ich
habe gerade eine Antwort der Drogenbe-
auftragten auf abgeordnetenwatch.de ge-
lesen. Sie sagte, dass die Leute zunächst
ihren Führerschein behalten dürften. Das
stimmt zwar, aber es geht weiter. Es erfolgt
eine Meldung an die Führerscheinstelle
und es beginnt der verwaltungsrechtliche
Weg, auf dem geprüft wird, ob der Betref-
fende aufgrund seiner Persönlichkeits-
struktur überhaupt verantwortungsbe-
wusst ein Fahrzeug fahren kann. Hier
spielen Drogenfahrten eine Rolle, die
meiner Meinung nach zum Teil gar keine
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Drogenfahrten sind. Es gibt aber auch eine
Menge Verfahren, bei denen es überhaupt
nicht um Verkehrsteilnahme, sondern um
die Persönlichkeitsfrage geht. Ein Aspekt
ist der regelmäßige Cannabiskonsum. Wer
also bei einer Verkehrskontrolle von ei-
nem Polizisten danach befragt wird und
antwortet, dass er immer nur am Wo-
chenende konsumiere und Auto nur
während der Woche fahre, hat einen re-
gelmäßigen Konsum zugegeben. Als Kon-
sequenz ist der Führerschein weg. Dies
würde jemandem, der regelmäßig am
Wochenende ein Bier trinkt, nie passieren.
Wenn Sie mit der Straßenbahn zu einem
Festival fahren, dort mit einem Joint und
einem Bier erwischt werden, wird dies als
Mischkonsum eingestuft und der Führer-
schein eingezogen, auch wenn Sie weder
ein halbes Jahr vorher noch nachher Auto
gefahren sind. Wenn Sie bei einer MPU
selbstbewusst zu Ihrem gelegentlichen
Cannabiskonsum stehen, verlieren Sie
Ihren Führerschein wegen eines fehlenden
Problembewusstseins. Sie müssen viel-
mehr sagen: „Ja ich habe konsumiert, aber
ich arbeite daran, das war eine schlimme

Zeit, jetzt geht es mir aber besser.“ Dann
können Sie den Führerschein vielleicht
behalten. Sagen Sie, dass sie ab und an
Cannabis konsumieren, aber die Abstände
einhalten, dann sind Sie Ihren Führer-
schein los. Dies alles hat nichts mit Ver-
kehrssicherheit zu tun. Wir sind uns alle
einig, die Leute sollen nicht berauscht
fahren. Das sehe ich genauso und hier sind
wir beisammen. Aber Führerscheinentzug
ohne Drogenfahrt kann unnötig Biografien
zerstören, deshalb sollten wir das ab-
schaffen. Wir sollten sehen, dass wir
wirklich wissenschaftlich nachvollzieh-
bare Grenzwerte finden.

Die Vorsitzende: Ich darf mich bei den
Anwesenden für die Fragen und die
Antworten bedanken. Ich danke für das
Interesse und wünsche einen guten
Nachhauseweg.

Sitzungsende: 15:34 Uhr


